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Rechtsstreit Gemeinde Egelsbach ./. Kreis Offenbach 

Abschluss eines Vergleiches 

Anlage: Vergleichsvertrag- vertraulich- 
 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Gemeindevorstand empfiehlt der Gemeindevertretung wie folgt zu beschließen: 
 
Der Gemeindevorstand wird beauftragt, die mit der Beschlussvorlage vorgelegte 
Vergleichsvereinbarung zwischen dem Landkreis Offenbach, der Gemeinde Egelsbach, 
Rechtsanwalt Dr. Thomas Schroer („FPS“), Landrat a.D. Peter Walter, Bürgermeister a.D. Rudi 
Moritz und der GVV-Kommunalversicherung zur abschließenden Beilegung der Streitigkeiten 
abzuschließen. 
 
 

Finanzielle Auswirkungen: 

Es entstehen der Gemeinde Egelsbach Vergleichskosten in Höhe von 10.000,00 Euro zzgl. der 
eigenen Anwaltskosten. Haushaltsmittel für diese Angelegenheit im Speziellen wurden im 
Haushalt 2016 nicht veranschlagt. Der Ansatz bei Kostenstelle 0101021 (Gemeindevorstand) 
unter Sachkonto 6771000 (Kosten für Sachverständige, Rechtsanwälte und Gerichtskosten) 
beträgt im Jahr 2016 insgesamt 6.000,00 Euro. Die verbleibenden Kosten müssten daher 
entweder innerhalb des Budgets, d.h. der Kostenstelle 0101021 erwirtschaftet, im Gesamthaushalt 
gedeckt oder per Nachtragshaushalt eingebracht werden. Die Möglichkeit der Erwirtschaftung im 
Budget wird verwaltungsseitig aufgrund des ohnehin straff kalkulierten Volumens ausgeschlossen. 
Rückstellungen wurden keine gebildet. Die Kosten sind jedoch durch das Budget (Kostenstelle 
0101021/6771000) im Rahmen der gegenseitigen Deckungsfähigkeit gemäß §§ 18 ff. GemHVO 
gedeckt. Folgebeschlüsse könnten insofern, in Abhängigkeit eines Statements des Leiters der 
Kämmerei, zu gegebener Zeit zu fassen sein. 
 

Erläuterungen: 

Im Streit befinden sich die Vorgänge um die Wirksamkeit der Verpflichtungserklärung zur 
Übernahme der Kosten für die Tätigkeit der Rechtsanwaltskanzlei „FPS“ wegen der 
Auseinandersetzung über den Verkauf kommunaler Anteile am Flugplatz Egelsbach aus dem 
Jahre 2009. 
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Die Kanzlei „FPS“ hatte in 2009 die rechtlichen Interessen der Gemeinde Egelsbach im 
Zusammenhang mit dem Bürgerbegehren gegen die Veräußerung von Anteilen an der 
Hessischen Flugplatz GmbH vertreten. Die dadurch entstandenen Kosten wurden durch den Kreis 
Offenbach beglichen (78.000,00 Euro). Dieser setzt einen eventuellen Erstattungsanspruch gegen 
die Gemeinde Egelsbach und andere auf dem Klageweg durch. 
 
Es bestehen juristisch und faktisch kontrovers diskutierbare Ansätze, die im Hinblick auf die 
letztendliche Kostentragungspflicht bzw. der Anspruchsberechtigung auch vor Gericht zu 
unterschiedlichen Ergebnissen führen könnten. 
 
Beteiligte im Gesamtverfahren sind der ehemalige Landrat Walter, die Kreisverwaltung, der 
ehemalige Bürgermeister Moritz, die Gemeinde Egelsbach und die Rechtsanwaltskanzlei FPS. 
Verwaltungsseitig wurde wegen der Beteiligung des ehemaligen Bürgermeisters vorsorglich eine 
Schadensmeldung an den Kommunalversicherer erstattet. Von dort wurde mit Blick auf die 
politische Tragweite und Komplexität der Gesamtproblematik angeregt eine gemeinsame Lösung, 
die die gesamte Angelegenheit zum Abschluss bringt, zu erarbeiten. 
 
Nach langen kontroversen außergerichtlichen Verhandlungen liegt nunmehr der Entwurf einer 
Vergleichsvereinbarung vor, der bereits durch den Kreistag des Kreises Offenbach in seiner 
Sitzung am 04.02.2016 zustimmend beraten wurde. 
 
In dieser Vergleichsvereinbarung verpflichtet sich die Gemeinde Egelsbach zur Übernahme einer 
Zahlung in Höhe von 10.000,00 € zur abschließenden Beilegung der Streitigkeiten. Der Kreis 
Offenbach verpflichtet sich im Gegenzug, die von ihm eingeleiteten Gerichtsverfahren zu beenden 
und sämtliche anfallenden Gerichtskosten aus den laufenden Rechtsstreitigkeiten zu übernehmen. 
Mit Abschluss der Vereinbarung sind alle gegenseitigen denkbaren Ansprüche oder 
Leistungspflichten erledigt. 
 
 
 
Hinweis: Herr RA Dr. Berg wird zur Sitzung des HFA am 12.05.2016 zugegen sein. 
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